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Erste Durchfühmngsbestimmung 
zur Verordnung über die Entschädigung ehemaliger 
Gesellschafter für Beteiligungen an enteigneten 
Unternehmen und die Befriedigung langfristiger 
Verbindlichkeiten aus der Zeit nach dem 8. Mai 1945. 

Vom 20. Oktober 1956 
Au: Grund das 514 der Verordnung vom 23. August 

1956 über die Entschädigung ehemaliger Gesellschaiter 
für Beteiligungen an enteigneten Unternehmen und 
die Befriedigung langfristiger Verbindlichkeiten aus der 
Zeit nach dem 8. Mai 1945 (GBL I S. 683) wird folgendes 
bestimmt: 

ä 1 
’ 

(1) Grundlage für den Übergang eines Unternehmens 
in das Eigentum des Volks sind hülslchtlid: der Be- 
rechnungen auf Grund der Verordnung und dieser 
Durchführungsbestlmmung der Befehl; der ehemaligen 
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SMAD NL64 vom l7. April 1948 (ZVOBI. S.140) und 
folgende Bestimmungen der Länder: 

Gesetz vom 30‘ Juni 1946 über die Übergabe von Be- 
trieben von Kriegs- und Naziverbrechern in die 
Hand des Volkes (GuVOBl. Sachsen S‘ 305); 
Gesetz vom 24‚Juli 1946, betreffend die Übergabe 
von sequestrierten und konfiszierten Vermögen 
‚durch die Sowjetische Militär-Administration an 
das Land Thüringen (Regni. Thüringen S.111); 
Verordnung vom 30.Juli 1946, betreffend die Über- 
gabe von sequestrierten Unternehmen und Betrie— 
ben in das Eigentum der Provinz Sachsen (VOBL 
Provinz Sachsen 5. 351); 
Verordnung vom 5. August 1946 zur entschädigungSv 
losen Übergabe voaetrieben und Unternehmungen 
in die Hand des Volkes (VOBJ. Brandenburg S. 235); 
Gesetz Nr.4 vom 16. August 1946 zur Sicherung des 
Friedens durch Überführung von Betrieben (Ent- 
eignungskategorien) der faschistischen und Kriegs- 
verbrecher in die Hände des Volkes (Amtsblatt 
Mecklenburg S. 98). 

'(2) Der Übergang der betreffenden Unternehmen in 
das Eigentum des Volkes ist mit dem Inkrafttreten der 
einschlägigen Rechtsvorschrift gemäß Abs. 1 erfolgt. 

5 2 
(1) Grundlage für die Berechnung des Wertä der Be- 

teiligung ist grundsätzlich die letzte Wertieststellung für 
die_ steuerliche Einheitsbewertung des Betriebsver- 
mögens vor dem Übergang des Unternehmens in das 
Eigentum des Volkes. Für die Beredmung des Wertes 
können andere geeignete Unterlagen hilfsweise herbe;- 
gezogen werden. 

(2) Für zu entsehädigende Anteile an Kapitalgeselh 
schafien ist der Teil des Einheitswertes des Betriebs- 
vermögens, der in das Eigentum des Volkes über- 
gegangenen Gesellschaft zu ermitteln, der sich für den 
Gesellschafter auf Grund seines Anteiles am Stamm- 
kapital (Grundkapital) ergibt. 

(3) Dem sich nach den Absätzen! und 2 ergebenden 
Wert sind die anteiligen Gewinne und_ Einlagen für die 
Zeit vom Feswtellungszeitpunkt (Abschlußzeitpunkt) des 
Einheitswertes des Betriebsvermögens bis zu dem Über» 
gang des Betriebes in das Eigentum des Volka hinzu- 
zurechnen. ‘ 

(4) In dieser Zeit entstandene anteilige Verluste sowie 
Privatentnahmen (Aussdxüttungem sind von dem Eid! 
nach den Absätzen 1_ und 2 ergebenden Wert abzu- 
setzen. . 

5 3 
(”Die Höhe des Entsdlädigungnansprud’nes ergibt sich 

aus der Berechnung des Wertes der Beteiligung ge— 
mäß €12. 

(2) Die Verzinsung nach 66 Absätzez und 3 der Ver- 
ordnung hat auf dap Entschädigungsansprud: zu er- 
folgen. 

(3) Bisher geleistete laufende oder einmalige Zahlun- 
gen durd: Rechtsträger von Volkseigentum sind nur 
bis zum Tage ihrer Zahlung zu verzinsen. 

5 4 
(1) Soweit Leistungen auf Grund der Verordnung 

natürlichen oder Juristisdxen Personen oder Personen- 
gemeinschaften zustehen, die ihren Wohnsitz oder Sitz 
1m Gebiet der Deuwchen Bundesrepublik oder der 
Westsektoren von Groß-Berlin haben, sind diese Lei- 
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stungen nach den Bestimmungen des Gesetzes 
‚ 
vom 

15. Dezember 1950 zur Regelung das innerdeutschen 
Zahlungsverkehrs (GBLSAZOZ) zu behandeln. 

(2) Hat ein nach den Bestimmungen der Verordnung 
Entschädigungsberednigter das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik oder des demokratischen Sek- 
tors von Groß-Berlin vor dem 11. Juni 1953 ohne Be- 
achtung der polizeilichen Meldevorschriften verlassen. 
so ist der ihm nach Rückkehr in das Gebiet der Deut- 
schen Demokratischen Republik oder des demokra- 
tischen Sektors von Groß-Berlin wieder zustehende 
Anspruch der Höhe nach festzustellen. In diesen Fäl— 
len erfolgt die Begründung der Schuldbuchtorderung 
gg-mäß 55 7 und 8 der Verordnung im Zeitpunkt der 
Rückkehr. Der dem Antragsteller nach 5 3 Abs. 2 der Verordnung zu erteilende Feststellungsbescheid hat 
einen entsprechenden Vermerk zu enthalten. 

(3) Ansprüche von juristischen und physischen Per- 
sonen, die am B. Mai 1945 die deutsche Staatsangehörig- 
keit nicht besaßen und ihren Sitz oder Wohnsitz im 
Ausland hatten, werden nach den Bestimmungen der 
Verordnung vom 64 September 1951 über die Verwal- 
tung und den Schutz ausländischen Eigentums in der 
Deutschen Demokratischen Republik (GBI. S. 839) 
geregelt. 

9 5 . 

. Bei Übersendung des Feststellungsbescheides gemäß 
5 3 Abs. 2 der Verordnung ist von dem Entschädigungs— 
berechtigten die Abgabe einer Erklärung darüber zu 
verlangen, ob bzw. inwieweit Forderungen volkseige- 
ner Gläubiger nach 5 8 Abs, 2 der Verordnung gegen 
ihn bestehen. Der Entschädigungsberedntigte ist Weiter- 
hin zur Angabe eines Kontos bei einer volkseigenen 
Sparkasse aufzufardem, auf das Zahlungen in Erfül— 
lung der Schuldhuchforderungen geleistet werden kön- 
nen. Das gilt nicht für Antragsteller nach g 4 Abs. 2. 

5 6 ' 

(1) Zu den Abgabenforderungen nach 5 8 Abs. 2 der Verordnung gehören auch die Vermögensteuer auf den 
freigestellten Anteil, die Einkommensteuer und die Ge- 
werbesteuer auf den Veräußerungsgewinn und die Ein- 
kommensteuer auf die gemäß 5 6 Abs. 2 und 15 12 Abs.2 
der Verordnung zu berechnenden Zinsen. 

(2) Grundlage für die Ermitflung da Veräußerungs- 
gewinns ist die nach den Bestimmungen des Einkom- 
mensteuerrechts aufgestellte Schlußbilanz des Betriebß 
auf den Tag vor dem Übergang in das Eigentum des 
Volkes. Liegt eine Schlußbilanz auf diesen Tag nicht 
vor, so ist der Veräußerungsgewinn in Anlehnung an 
die letzte Bilanz zu ermitteln. Veräußerungsverluste 
Wgrden nicht berücksichtigt. 

(3) Die Einkommensteuer auf den Veräußerungs- 
gewinn ist gesondert von den übrigen Einkünften des 
Jahres 1956 bzw.‘ 1957 nach der Einkommensteuer- 
tabelle I (Steuertarif F), Steuerklasse I, festzusetzen. 
Der für die Berechnung der Einkommensteuer auf den 
Veräußerungsgewinn maßgebende Steuersatz ist unter 
Zugmndelegung des Einkommens des.Jahres zu er- 
mitteln, in dem der Betrieb in das Eigentum des V01- 
kcs übergegangen ist. Ein in diesem Jahre evtl. “aus- 
gewiesener Verlust ist gegen den Veräußerungsgewinn 
aufzurechnen, sofern er bei einer Veranlagung nidfl 
bereits abgezogen wurde. Die Gewerbesteuer auf den 
Veräußerungsgewinn ist in gleicher Weise unter Be- 
rücksichtigung des Gewerbeertrages des betreffenden 
Jahres nad’x dem 1956 gültigen Hebesatz iestzusetzen. 

Sonderausgaben können für die gsonderte Veranlagung 
nicht geltend gemacht werden. 

(4) Für die Ermittlung der Einkommensteuer auf den Veräußerungsgewinn für Anteile an Kapitalgesell- 
schaften gelten die Besfimmungen des 5 17 EStG in der Fassung des ä 11 der Verordnung vom 23. Juli 1953 zur Änderung der Besteuerung und zur Senkung des Ein- kommensteuertariis —— Steueränderungsverordnung 
(StÄVO) -- (GBI. S. 889). Die Anschaffungskosten des 
Anteils sind nachzuweisen. Kann dieser NachWeis nicht 
erbracht werden oder sind die Anteile vor dem 1. Ja— nuar 1925 erworben, so tritt der Nominalwert an die 
Stelle der Anschaffungskosten, Für die Berechnung der Einkommensteuer gilt 5 7 Abs. 1 mit der Maßgabe, daß 
der Veräußerungsgewinn den Zinseinkünften zugerech— net wird. 

(5) Die vor der Feststellung der Entschädigungs- 
ansprüche liegenden Vemögensteuedestsetzungen werden nicht berichtigt. 

5 7 
(1) Die Einkommensteuer auf die gemäß ä 6 Abs. 2 und ä 12 Abs. 2 der Verordnung gutzusd1reibenden Zinsen wird gesondert von den übrigen Einkünften des Jahres 1956 und gesondert von der Besteuerung des Veräußerungsgewinns nach ä 6 Abs. 3 nach der Ein- 

kommensteuertabelle I (Steuertarif F), Steuerklaße 1, errechnet und festgesetzt. Sonderausgaben können nid‘nt 
geltend gemacht werden. 

(2) Kapitalertragsteuer ist auf die gutzusöhreibenden 
Zinsen nicht einzubehalben. ' 

ä 8 
(1) Die in der Erklärung des Entschädigungsberedxtig- 

ten angegebenen volkseigenen Gläubiger sind vom Rat 
des Bezirkes unter Angabe der Höhe des jeweiligen 
Betrages zu unterrichten und zur Bestätigung der Rid’l' 
tigkeit der angemeldeten Forderungen innerhalb von 
drei ‚Wochen aufzuiorde’rn. 

(2) Soweit die von Entsd-Lädigungsberedlfigten ab- 
gegebene Erklärung durch die volkseigenen Gläubiger 
bestätigt wird, sind die Beträge gegen den veninsten 
Entschädigungsanspruch aufzurechnen, und der Auf- 
rechnungsbetrag ist an die volkseigenen Gläubiger zu 
überweisen. ' ' 

(3) Bestreitet der volkseigene Gläubiger Grund oder Höhe der Forderung‚.so ist ein Vermerk bei der zu be— 
gründeriden Sd'xuldbudflorderung einzutragen, aus dem 
sich der Gläubiger und die Höhe das bestrittengn Be— 
trages ergeben müssen. Zahlungen, die in Erlünung der 
Sdluldbuduforderung zu leisten sind, sind bis zur Höhe 
s‘ämtlidler bestrittener Forderungen durch die Schuld- 
budxstelle zu hinterlegExL 

5 9 ' 

Werden von volkseigenen Gläubigern Fordenmgm 
angemeldet, die in der Erklärung des Entsdlädigmgs— 
berechtigten gemäß 5 5 Satz 1 nicht enthalten sind, so 
ist der Entsdlädigungsberedxtigte anzufordern, die von den volkseigenen Gläubigern angemeldeten Forderun— 
gen innerhalb von drei Wod1en zu bestätigen. Für die 
weitere Behandlung ist ä 8 Absätze 2 und 3 entspre- 
.d1end anzuwenden. 

5 10 
Reicht der Entschädigungsanspruch nicht aus‚.um alle 

Forderungen volkseigener Gläubiger zu erfüllm, so sind 
diese in der Reiheniulge zu berüdcsichtigen, wie sie im 
5 8 Abs. 2 der Verordnung aufgeführt sind.
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5 11 
Werden Zahlungen in Erfüllung der Sdmldbuch— 

forderung gemäß g 8 Abs. 3 laufend hinterlegt, so b1:- 
darf es einer Anzeige nach 5 374 Abs. 2 BGB für jeden 
Einzelfall nicht, wenn die Schuldbuchstelle dem Eigen- 
tümer und den anderen Beteiligten. die Ansprüche 
geltend gemacht haben, die Mitteilung zustellt, daß die 
Hinterlegung dieser Leistungen laufend erfolgt. Diese 
Mitteilung ist dem für die Hinterlegung zuständigen 
Staatlichen N atariar bekanntzugeben. 

5 12 ‘ 

(1) Dem Entschädigungsberechtigten ist nach Durch— 
führung des Verfahrens gemäß 55 8 und 9 ein Errech- 
nungsbescheid zu erteilen, aus dem die Höhe der ein- 
zutragenden Schuldbuchforderung und deren Errech‘ 
nung sowie bei der Schuldbuchforderung einzutragende 
Vermerke hervorgehen müssen 

(2) Eine Ausfertigung des Errechnungsbesdxeides er- 
hält die zuständige Schuldbuchstelle unter gleichzeitiger Angabe des vom Enßmädigungsberemtigten gemäß ä 5 
angegebenen Kontos. 

(3) Die zuständige Schuldbuchstelle begründet auf Grund der übersandten Ausfertigung eine Schuld— 
buchforderung in der angegebenen Höhe und erteilt dem Entschädigungsberedutigten eine Benachrichtigung 
gemäß 5 11 der Ersten Durchführungsbestimmung vom 
3. September 1951 zur Verordnung über die Schuldbuch- 
ordnung für die Deutsche Demokratische Republik 
(G131, S. 819). 

ä 13 
Schuldbuchs'cellen im Sinne der Durchführungs— 

bestimmung sind: 
Deutsche Notenbank Schwerin für die Bezirke 

Rostock, Schwerin, Neubrandenburg, 
Deutsche Notenbank Potsdam für die Bezirke 

Potsdam, Frankfurt/Oder, Cbttbus, 
Deutsche Notenbank Halle für die Bezirke 

‚ Halle, Magdeburg, 
Deutsche Notenbank Weimar für die Bezirke 

Erfurt, Gera, Suhl, 
Deutsche Notenbank Dresden für die Bezirke 

Dresden, Leipzig, Karl-Marx-Stadt. 
5 14 

Die 55 5 und 8 bis 13 finden für das Verfahren bei 
der Befriedigung langfristiger Verbindlichkeiten narh 
Abschnitt II der Verordnung entsprechende Anwen- 
dung. 

g 15 
(I) Soweit die nach g 9 der Verordnung zu befriedi- 

genden langfristigen Verbindlichkeiten bei den Gläu— 
bigern ergebniswirksam ausgebucht .wurden, sind der 
Gewerbeertrag und das Einkommen im Jahre der Aus- 
buchung neu zu berechnen. Die Gewerbesteuer und die 
Einkommensteuer für den durch die Neuberechnung 
sich jeweils ergebenden Differenzbetrag sind gesondert 
von den übrigen Einkünften des Jahres 1956 nach dem 
für 1958 geltenden Gewerbesteuerhebesatz bzw. nach 
der Einkommensteuertabelle I (Steuertarif F), Steuer- 
klasse l, festzusetzen. 

(2) Für die Berechnung des maßgeblichen Steuer- 
satzes gelten die Bestimmungen des ä 6 Abs. 3 ent- 
sprechend. 

5 16 
Diese Durchfühmngsbestimmung tritt mit ihrer Ver- kündung in Kraft. 
Berlin, den 20. Oktober 1956 

Der Minister der Finanzen 
I. V.: M. Schmidt 

Elsver Stellvertreter des Ministers


